
Zwischenstand

Mit dem Ende der Legislatur
periode von GrünRot und mit 
dem Beginn der Legislaturperi
ode GrünSchwarz bis heute 
gab und gibt es für die Polizei 
einiges an Veränderungen.

Evaluation der Polizeireform: 
Mit dem Regierungswechsel 
wurde die Polizeireform vom  
1. Januar 2014 überprüft. Das 
Ergebnis, das sogenannte 13er
Modell, soll zum 1. Januar 2020 
umgesetzt werden. Das Kabi
nett ist dabei nicht in vollem 
Umfang der Empfehlung des 
Lenkungsausschusses zur Eva
luation gefolgt. Festgelegt 
wurden eigentlich nur der Zu
schnitt und die Standorte. 
 Aktuell befasst sich ein Umset
zungsprojekt mit den Planun
gen und strittig ist, ob und, 
wenn ja, welche weiteren Vor
schläge aus den Empfehlungen 
umgesetzt werden. Ginge es 
nach einigen Abgeordneten, 
würde man alle anderen Vor
schläge umsetzen. Ginge es 

nach einigen Führungs 
kräften, würde man sich still 
und heimlich von vielen Vor
schlägen verabschieden. Noch 
vor den Sommerferien wurde 
der Konstanzer Polizeipräsi
dent Falk als Gesamtprojektlei
ter eingesetzt. Er hat in der 
ehemaligen PD Biberach sei
nen Planungsstab eingerichtet. 
Im Innenministerium wird ein 
Lenkungsausschuss unter Vor
sitz des Staatssekretärs einge
setzt. Auch die Personalräte sol
len mit in die Umsetzungspläne 
einbezogen werden –  in wel
chem Umfang ist aktuell noch 
unklar. Klar ist, dass es ein Inte
ressenbekundungsverfahren 
geben wird. Aber im Detail 
wird auch dies erst geplant 
werden. Viele Fragen sind of
fen und bedürfen einer Pla
nung und Festlegung. Etwa ob 
das PP Konstanz bestehen 
bleibt und die weiteren Berei
che einfach hinzukommen. Be
halten Dienstanweisungen/ 
vereinbarungen ihre Gültig
keit und vieles andere mehr. 
Ob später politisch nochmals 
ein 14erModell auf den Tisch 
gebracht wird, ist offen. Die 
grundsätzliche Tendenz dazu 
ist  politisch vorhanden.

 < Einstellungszahlen

Beschlossen und in den Haus
haltsplan 2018/2019 einge
bracht wurden jeweils 1 800 
Einstellungen für die Jahre 
2018 und 2019. Eine Fortfüh
rung dieser Größenordnung 
wird auch für die Jahre 2020 
und 2021 diskutiert. Die Ein
stellungszahlen decken dabei 
nicht nur die hohen Pensionie
rungszahlen innerhalb der Poli
zei, sondern setzen die in der 
Koalition beschlossene Perso
nalerhöhung um 1 500 um.

Stellenpool für Lebensarbeits-
zeitverlängerungen: 
Dieser Pool wurde geschaffen, 
um sofortige Nachzugsbeför

derungen bei verlängerten 
Amtsinhabern zu ermöglichen 
und beinhaltete bis vor Kurzem 
noch 150 Stellen im mittleren 
und gehobenen Dienst landes
weit. Mit dem neuen Haushalt 
soll der Pool um 72 Stellen auf
gestockt werden. Ein guter 
Schritt, aber in Anbetracht der 
realen Zahlen in den Verlänge
rungen zu wenig, um einen 
vollen Ausgleich zu schaffen.

Absenkung der Eingangs- 
besoldung: Die von der grün
roten Regierung beschlossene 
Absenkung der Eingangsbesol
dung von vier Prozent und acht 
Prozent wird von GrünSchwarz 
ab dem 1. Januar 2018 vollkom
men zurückgenommen. Damit 
soll einer besseren Konkurrenz
situation gegenüber der freien 
Wirtschaft bei der Werbung 
um Neueinstellungen Rech
nung getragen werden. 

Strukturelle Verbesserungen: 
Das Eingangsamt A 7 für Poli
zeivollzugsbeamte soll bis zum 
Ende der Legislaturperiode 
durch Stellenhebungen A 8 an
gehoben werden. Bei der Ver
waltung wird in diesem Jahr 
bereits das Eingangsamt A 6 
Geschichte sein. Der Stellenan
teil im gehobenen Dienst, aktu
ell bei knapp 60 Prozent, soll 
bis 2020 auf circa 65 Prozent 
angehoben werden. Das bringt 
auch Aufstiegsmöglichkeiten in 
den gehobenen Dienst mit sich.

Verbesserungen Nichtvollzug: 
Im Haushaltsjahr 2018/2019 
beginnt der Einstieg für die Er
mittlungsassistenten bei den 
Regionalpräsidien, überwie
gend dürfte jedoch eine Ver
besserung in den Spezialpräsi
dien, insbesondere beim Prä 
sidium Technik, Logistik und 
Service erfolgen. Mit einem 
wichtigen Schritt hat man für 
die Tarifbeschäftigten schon 
ab dem aktuellen Haushalt im 
Tarifbereich die dreijährige 

Wiederbesetzungssperre 
aufge hoben.

Dienstpostenbewertung: Die 
seit Jahren in Arbeit befindliche 
Dienstpostenbewertung soll im 
Laufe des nächsten Jahres um
gesetzt werden. Heißt, dass die 
Einführung noch vor der Um
setzung der Evaluation zur Poli
zeireform stattfinden könnte! 
Ich halte dies für schwierig, 
weil fast gleichzeitig ein IBV  
im Rahmen der Evaluation zur 
Polizeireform vorbereitet und 
durchgeführt werden wird und 
die Besetzung von bewerteten 
Dienstposten mit einer sozial
verträglichen Umsetzung recht 
wenig zu tun hat!

Liebe Kolleginnen  
und Kollegen,

ihr seht, dass sich in der letzten 
Zeit sehr viel getan hat. Zahl
reiche Forderungen der DPolG 
wurden umgesetzt! Noch nie 
war der Fokus in der Öffentlich
keit so sehr auf die Polizei ge
richtet wie heute! Sicherheits
fragen wie Gefahren vor 
terroristischen Anschlägen, 
 unkontrollierte Einreise von 
Flüchtlingen, Wohnungseinbrü
che, Auftreten von falschen Po
lizeibeamten und vieles mehr 
werden auch in Zukunft den Fo
kus der Bevölkerung auf die 
 Polizei richten. Damit müssen 
wir, die Polizei, mehr denn je 
Verantwortung übernehmen, 
um den Schutz der Bevölkerung 
gewährleisten zu können. Und 
immer wo es Schwachstellen 
innerhalb der Polizei gibt, deren 
Verantwortung die Politik zu 
tragen hat, werden wir den Fin
ger in die Wunde legen und 
nicht aufhören, die politisch 
Verantwortlichen damit zu kon
frontieren, sei es persönlich di
rekt in Gesprächen mit den Ent
scheidungsträgern oder 
 öffentlich in den Medien!

 Euer Oliver Auras
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DPolG schreibt an Städtetag – Neuregelung des 
Zuschusses zur Krankenkostenversicherung der 
Beamten des Einsatzdienstes der Feuerwehr
Mit einem Schreiben an den 
Städtetag BadenWürttem
berg hat sich der DPolGLan
desvorsitzende Ralf Kusterer  
in die Diskussion um einen Zu
schuss zur Krankenkostenversi
cherung der Berufsfeuerweh
ren eingemischt.

Gemäß der gesetzlichen Re
gelung in § 79 Abs. 4 LBG kann 
Beamtinnen und Beamten des 
Einsatzdienstes der Feuerwehr 
anstatt der grundsätzlich vor
gesehenen Freien Heilfürsorge, 
Beihilfe sowie ein Zuschuss zum 
Krankenversicherungsbeitrag 
gewährt werden. Dies handha
ben fast alle Städte mit Berufs
feuerwehren so. Die Deutsche 
Polizeigewerkschaft (DPolG) 
hat 2012 einem Mitglied der 
Berufsfeuerwehr Pforzheim 
diesbezüglich gewerkschaftli
chen Rechtsschutz gewährt. In 
einem Musterverfahren hat der 
Verwaltungsgerichtshof Baden
Württemberg mit Urteil vom 
17. November 2016, Az.: 4 S 
1942/14, entschieden, dass die 
Höhe des Zuschusses zu den 

Beiträgen an einer Krankenkos
tenversicherung gemäß § 79 
Abs. 4 LBG vom kommunalen 
Normgeber, das heißt dem Ge
meinderat, anhand sachlicher 
Kriterien differenziert, oder in 
Form eines einheitlichen Pau
schalbetrags mittels Satzung 
festzusetzen ist. 

Mit dem Schreiben hat Kusterer 
die Vorstellungen aus unseren 
Ortsverbänden der Feuerweh
ren und nach rechtlicher Prü
fung und Vorarbeit durch die 
Justitiarin und Geschäftsführe
rin, Sarah Leinert übermittelt.

„Wir sind der Auffassung, dass 
– wie vom Verwaltungsgerichts
hof als rechtlich unbedenklich 
festgestellt – ein Zuschuss in 
voller Höhe (100 Prozent) des 
Krankenkassenbeitrags mög
lich ist. Betrachtet man die 
enormen finanziellen, perso
nellen und sachlichen Aufwen
dungen zur alternativen Ge
währung der Freien Heilfür 
sorge und den dort zu gewäh
renden Leistungen (Beispiel: 

volle Erstattung von statio
nären RehaMaßnahmen, Zu
schuss im Bereich der Zahnbe
handlungen und so weiter), 
erscheint ein 100ProzentZu
schuss auch als eine für die 
Kommunen rechnerisch und 
haushälterisch umsetzbare Lö
sung.“ Als Berechnungsgrund
lage schlägt die DPolG den Ba
sistarif der privaten Kranken 
versicherung vor. Die Festset
zung der Zuschlagshöhe kann 
anhand des tatsächlichen Ver
sicherungsaufwands erfolgen. 
Die privaten Krankenversiche
rer stellen ihren Versicherten 
jeweils zum Jahresende eine 
entsprechende Bescheinigung 
über die geleisteten Zahlungen 
aus. Darüber hin
aus hält der 
DPolGLan
desvor
sit
zende 
einen 
Auf

schlag in Höhe von circa zehn 
Prozent als Ausgleich zu den 
höheren Leistungen der Freien 
Heilfürsorge gegenüber den 
geringeren Leistungen des Ba
sistarifs für sachgerecht. Letzt
lich ist diese Umsetzung für die 
Kommunen immer noch we
sentlich kostengünstiger als die 
Gewährung der Freien Heilfür
sorge.

Anfang September konnte  
Ralf Kusterer das Thema erst
malig in einem persönlichen 
Gespräch mit der stellvertre
tenden Hauptgeschäftsführe
rin des Städtetags Baden
Württemberg, Frau Dr. 
Stefanie Hinz, ansprechen. 

© Pixabay

Landesjugendausschuss der  
JUNGEN POLIZEI tagte in Karlsruhe
Die Sitzung des Landesjugend
ausschusses führte die JUNGE 
POLIZEI am 26. September 
2017 erneut nach Karlsruhe. 
Dort konnten die Vertreter/ 
innen der DPolGNachwuchs
organisation bei der BBBank 
tagen und so unter optimalen 
Voraussetzungen aktuelle 
 Tagesthemen besprechen  
und interne Planungen vor
nehmen. 

Am Nachmittag informierte 
der DPolGLandesvorsitzen
de Ralf Kusterer den Landes
jugendausschuss über aktu
elle berufs und gewerk 
schaftspolitische Themen 
und Entwicklungen. Dabei 
nutzte er die Gelegen heit, 
um sich bei den  jungen Man
datsträgern für deren Enga
gement und Unterstützung 
zu bedanken.  < Das Team des Landesjugendausschusses der JUNGEN POLIZEI BW
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DPolGRechtsschutz: Blick nach Bayern  
und Suche nach Optimierungsmöglichkeiten
Die DPolG Bayern und die 
DPolG BadenWürttemberg 
gehören mit gemeinsam  
fast 40 000 Mitgliedern zu  
den stärksten Landesverbän
den. Beide eint dabei das Be
mühen um einen optimalen 
Rechtsschutz für die Mitglie
der mit einem rasanten An
stieg der Rechtsschutzanträ
ge. Mit starker Tendenz auf 
die 1000erGrenze sind die 
 Belastungen nahezu gleich. In 
der Abwicklung unterscheiden 
sich jedoch die Rahmenbedin
gungen wesentlich. Dabei sind 
die Ausgaben für die Gewäh
rung des  gewerkschaftlichen 
Rechtsschutzes wiederum ver
gleichbar und weichen kaum 
ab. Trotzdem lohnt es sich, ei

nen Blick auf die unterschied
lichen Verfahrensweisen und 
Abläufe zu nehmen, um ge
meinsam Verbesserungsmög
lichkeiten zu erkennen und 
den Rechtsschutz weiter zu 
optimieren.

Die Justiziarin und Geschäfts
führerin Sarah Leinert, verant
wortlich für unsere Rechts
schutzabteilung, hat sich dazu 
in München auf der Landes
geschäftsstelle über deren 
Rechtsschutz informiert. Im 
gemeinsamen Austausch mit 
Magdalena Grimmeisen von 
der Rechtsschutzabteilung der 
DPolG Bayern hat sie die Auf
merksamkeit auf Details ge
richtet. 

 < DPolGJuristen unter sich – Matthias Godulla, Landesgeschäftsführer der 
DPolG Bayern, Sarah Leinert, Justiziarin und Geschäftsführerin, und Mag
dalena Grimmeisen, Rechtsschutzabteilung DPolG Bayern (von links nach 
rechts)

Personalräteempfang durch  
Landtagspräsidentin Mutherem Aras

„Die Menschen im Land sind 
 zufrieden mit der öffentlichen 
Verwaltung. Gerade im interna
tionalen Vergleich stehen wir 
hervorragend da“, betont Land
tagspräsidentin Muhterem Aras 
beim Empfang für BBWPerso

nalräte am Donnerstagabend, 
12. Oktober 2017, im Haus des 
Landtags. Den Personalrat des 
Landtags erlebe sie als sachori
entierten Interessensvertreter, 
dessen besondere Stärke der 
Ausgleich sei. 

Zahlreiche Personalräte  
der DPolG haben an dem 
Empfang teilgenommen  
und die Gelegenheit zum 
Austausch mit politischen 
Mandatsträgern gesucht.  
Die obersten Personalrats

gremien waren durch den 
Vorsitzenden der Arbeitsge
meinschaft der Örtlichen  
Personalratsvorsitzenden, 
Oliver Auras, und dessen 
Stellvertreter Rolf Fauser 
 vertreten. 

 < DPolGTeilnehmer/innen mit der Landtagspräsidentin Mutherem Aras und dem stellvertretenden Ministerpräsidenten und Minister für Inneres,  
Thomas Strobl
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Treffen der beiden HPRVorsitzenden  
aus Bayern und BadenWürttemberg
Zu einem intensiven Erfahrungs und Meinungs
austausch trafen sich im September in München 
der Vorsitzende des Hauptpersonalrats der Polizei 
beim Bayerischen Staatsministerium des Innern, 
Rainer Nachtigall, und der badenwürttembergi
sche Vorsitzende des Hauptpersonalrats der Poli
zei beim Innenministerium BW, Ralf Kusterer.

Im Mittelpunkt des Gesprächs 
standen aktuelle Entwicklun
gen in den beiden Bundeslän
dern, deren Hauptpersonalräte 
seit Jahren von Mandatsträ
gern der DPolG mit den ent
sprechenden Mehrheiten ge
führt werden. 

Aus badenwürttembergischer 
Sicht war insbesondere die 
Entwicklung bei den Arbeits
zeitmodellen von Bedeutung. 
Das bayerische IM hatte den 
Beginn der Pilotierung neuer 
Arbeitszeitmodelle für den  
1. Januar 2016 angeordnet.  
Die Erprobung neuer Arbeits

zeitmodelle sollte zwischen  
1. Januar 2016 und 30. Juni 
2016 beginnen und jeweils 
längstens zwölf Monate dau
ern. 67 Dienststellen und Orga
nisationseinheiten hatten sich 
an der Pilotierung beteiligt, da
von haben 14 Dienststellen die 
Pilotierung aus verschiedens
ten Gründen abgebrochen. Ei
nige votierten für die Fortfüh
rung des erprobten Modells, 
andere für die Rückkehr zum 
vorherigen Schichtmodell. Die 
Dienststellen mit geringer 
Schichtstärke hatten die meis
ten Probleme bei der Pilotie
rung der neuen Arbeitszeitvor

gaben. Wie im Ländle geht es 
in den nächsten Monaten un
ter anderem bei der Festlegung 
verschiedener Arbeitszeitrege
lungen um die Frage des Dop
pelschlags. Die bayrischen Lö
sungen könnten durchaus auch 
für uns von Interesse sein, zu

mal man auch bei uns immer 
über Veränderungen disku
tiert. Dabei haben die Bayern 
sich einen guten Zeitpunkt 
ausgesucht – nächstes Jahr 
sind Landtagswahlen. – Da 
sind wir gespannt, was unsere 
Nachbarn regeln. 

 < Ralf Kusterer und Rainer Nachtigall (von links)
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BBBank Exklusiver Abend für den öffentlichen 
Dienst in Karlsruhe 
Seit vielen Jahren lädt die 
 BBBank ihre Mitglieder und 
Interessenten zu den Exklusi
ven Abenden – dem Treff
punkt für den öffentlichen 
Dienst – ein.

Am 10. Oktober 2017 fand in 
der Karlsruher Palazzo Halle 
ein solcher Abend unter dem 
Motto „Der öffentliche Dienst 
in Deutschland – der Arbeitge
ber mit Zukunft“ statt. Nach 

einem Grußwort und einer 
 Einführung durch Michael  
Lutz, dem Direktor Öffentlicher 
Dienst BBBank, referierte  
Prof. Dr. Wolfgang Müller, Vor
standsvorsitzender BBBank, 

zum dem Thema. Im Anschluss 
daran zog der Gastredner des 
Abends, Wolfgang Bosbach, 
Mitglied des Deutschen Bun
destages a. D., die Gäste in 
 seinen Bann. 
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 < Oliver Lüsch, Vorstandsmitglied der BBBank, Ralf Kusterer, Landesvorsitzender, Sarah Leinert, Justiziarin 
und Geschäftsführerin, MdB Wolfgang Bosbach, Norbert Schwarzer, DPolGLandesvorstandsmitglied, 
Ingo Tecquert, Bezirksvorsitzender Bereitschaftspolizei (von links nach rechts)
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DPolGLandesvorsitzendenkonferenz tagte  
in Potsdam – gute Gespräche im Lichte des  
Tages der Deutschen Einheit
Es war unser Ehrenvorsitzen
der Dieter Berberich, der die
se Konferenz ins Leben rief. 
Eine Konferenz aller Landes
vorsitzenden, die dem direk
ten Austausch diente und 
sich intensiv mit den aktuel
len Entwicklungen in den ein
zelnen Länderpolizeien befas
se sollte – allerdings ohne ein 
formelles Gremium auf Bun
des oder Landesebene zu 
sein. 

Die zweitägige Konferenz der 
Landesvorsitzenden führte in 
diesem Jahr nach Potsdam. 
Unter der Leitung des Gastge
bers Peter Neumann (DPolG 
Landesvorsitzender Branden
burg) haben sich die 

Teilnehmer den aktuellen 
 gewerkschafts und berufs
politischen Fragen zuge
wandt. Dabei stand das Per
sonal und die Ausstattung im 
Mittelpunkt der Diskussionen. 
Fast alle Polizeien leiden unter 
den gleichen Nöten. In vielen 
Ländern sind vermehrte Ein
stellungen geplant. Die Be
lastungen sind fast überall 
 unerträglich. Eine fehlende 
 optimale und ausreichend 
 vorhandene Ausstattung ist 
in fast allen polizei lichen 
 Bereichen festzustellen.

In einem mehrstündigen Ge
spräch erläuterte der bran
denburgische Polizeipräsident 
(dort gibt es nur ein einziges 

Präsidium), die aus seiner Sicht 
zentralen polizeilichen Her

ausforderungen und Lösungs
ansätze in Brandenburg. 

 < Ralf Kusterer bedankt sich beim Landesvorsitzenden aus Brandenburg, 
Peter Naumann, für die hervorragende Organisation und sehr gast
freundschaftliche Aufnahme in Potsdam.
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DPolGBezirksseniorenbeauftragter Kurpfalz, 
Herbert Adam – 1. Tagesseminar für Senioren 
und „PensionärsAnwärter“
Das Tagesseminar zu dem 
 Thema „Wichtiges im dritten Le
bensabschnitt“, das am 13. Sep
tember 2017 in Mannheim im 
Bürgerhaus Neckarstadt – West 
stattfand, war ein voller Erfolg. 
21 ehemalige Kolleginnen und 
Kollegen, die alsbald in den Ru
hestand gehen, sind der Einla
dung des Bezirksverbandes 
DPolGSenioren Kurpfalz (KV/
OV Sinsheim, Heidelberg und 
Mannheim) gefolgt. 

Herbert Adam, der Bezirksseni
orenbeauftragte, führte die 
Teilnehmer durch das Pro
gramm. Nach einer kurzen Ein
leitung wurden Themen wie 
Beihilfe, Vorsorgevollmacht, 

Betreuungsverfügung und Not
fallordner sowie die Patienten
verfügung, spezielle Vollmach
ten zum Beispiel für die Beihilfe, 
Pflegeversicherung und so wei
ter besprochen. Bianca Flick 
(Vermögensberaterin) ergänzte 
durch informative Vorträge die 
Palette der interessanten The
men über Referate zur Pflege
zusatzversicherung und Bankge
schäfte im Alter. Der extra aus 
Südbaden angereiste Vorsit
zende der DPolGSenioren, 
Berndt Wittmeier, unterstützte 
gerne die Referenten durch er
gänzen der Anmerkungen.

Die Fragen zu den Themen 
zeugten für das rege Interesse 

an der Veranstaltung. Da ur
laubsbedingt nicht alle, die In
teresse an der Veranstaltung 
bekundet haben, teilnehmen 
konnten, wird für das Frühjahr 
2018 nochmals das Grundla
genseminar angeboten. Für 
den Herbst 2018 ist für die Teil
nehmer des ersten Seminars 
ein Folgeseminar eingeplant, 
bei dem das Thema „Versor
gung“ im Mittelpunkt stehen 
wird. Die Teilnehmer des ers
ten Tagesseminars werden ab 
sofort per Mail über die Neuig
keiten zu den Themen in unre
gelmäßigen Abständen infor
miert und erhalten auch 
entsprechende Seminarunter
lagen.  
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 < Herbert Adam
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Polizeiverein Hamburg verteilt Spenden zu G20

Der Polizeiverein Hamburg 
will Beamten, die beim G20
Gipfel im Juli 2017 verletzt 
wurden, mit 110 000 Euro 
 unter die Arme greifen. Der 
Großteil des Geldes wurde 
von Bürgern gespendet. Wer
ner Jantosch, ehemaliger Poli
zeipräsident und Vorsitzender 
des Vereins, ist von der Solida
rität der Bürger aus dem gan
zen Land überwältigt: Ohne 
 einen Spendenaufruf kamen 
92 000 Euro auf dem Konto 
des Vereins zusammen. Der 
Polizeiverein stockte den Be
trag daraufhin um 18 000 Euro 

auf. „Für viele ist es ein Ventil, 
ihre Solidarität zu zeigen“, so 
Jantosch. 

Der Polizeiverein hat nun die 
Spendengelder an die Polizei
stiftungen der Länder verteilt. 
Insgesamt wurden 721 G20
Polizisten verletzt, darunter 73 
aus BadenWürttemberg. Die 
Anzahl der Verletzten wird nur 
bei der Verteilung berücksich
tigt. Nach derzeitigem Stand 
kann man von mehr als 7 000 
Euro ausgehen, die an die Poli
zeistiftung BadenWürttem
berg überwiesen werden. 

 < Für die Polizeistiftung BadenWürttemberg dabei: Ralf Kusterer in seiner Funktion als Vorsitzender des Hauptpersonalrates der Polizei BW (Erster von rechts)

 < Klemens Burzlaff, Werner Jantosch und Ralf Kusterer (von links)

InfoStand bei Freiburger Dienstversammlung
Im Rahmen eines Marktplatzes 
der Begegnungen anlässlich der 
Dienstversammlung im Polizei
präsidium Freiburg konnten 
sich Kolleginnen und Kollegen 
auch bei ihrer DPolG an einem 
InfoStand informieren und 
zahlreiche Giveaways mitneh
men. Landesvorsitzender Ralf 
Kusterer, der am Vormittag bei 
der Personalversammlung eine 
Rede hielt, nutzte die Gelegen
heit, um sich bei den Aktiven am 
Stand zu bedanken.  < Martin Schuler, Ralf Kusterer, Claudia Schuler und Peter Faller (von links nach rechts)
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Bezirkstagung Offenburg in BühlVimbuch
Am 22. September 2017 fand 
im Engel in  BühlVimbuch die 
Bezirkstagung des Bezirks
verbandes Offenburg statt. 
 Bezirksvorsitzender Eberhard 
Wetzel konnte sichtlich erfreut 
die Delegierten aus dem Be
zirksverband begrüßen und 
schon kurz darauf feststellen, 
wie engagiert seine Kolleginnen 
und Kollegen aus den Kreisver
bänden Offenburg und Baden
Baden/Rastatt/Bühl sind.

In seinem Rückblick auf das 
Geschäftsjahr 2016/2017 durf
te er durchaus ein positives Re
sümee ziehen. Er dankte sei
nem Stellvertreter Andreas 
Bix, der in seiner längere 
Krankheitsphase die Geschäf
te geführt hatte und in deren 
Zeit unter anderem das G20 
Finanzministertreffen mit ei
nem hohen Betreuungsauf
wand fiel. Die Zufriedenheit 
und die positiven Stimmen aus 
der Belegschaft und den ein
gesetzten Kräften sind dabei 
das beste Lob, mit dem man 
bei einer solchen Aufgabe hin
terfragen darf, ob diese auch 
optimal für unsere Kollegen/
innen umgesetzt wurde.

Mit großem Elan, zahlreichen 
Impulsen und stets auch im 
Bemühen, die gewerkschafts
politischen und organisatori
schen Ziele optimal umzuset
zen, ist der Bezirksverband und 
an seiner Spitze mit Eberhard 
Wetzel auf einem guten Weg. 

Die Akzeptanz und das Standing 
der DPolG Offenburg darf man 
sicher auch daran erkennen, 
dass Polizeipräsident Reinhard 
Renter sich die Zeit nahm, um 
bei den Teilnehmern/innen vor
beizuschauen und damit auch 
etwas das Ohr an die  gewerk
schaftspolitische Basis zu legen.

Neben zahlreichen internen 
Themen hatte Eberhard Wetzel 
auch den DPolGLandesvorsit
zenden Ralf Kusterer eingela
den. Der spulte nicht nur be
rufspolitische Entwicklungen 
ab, sondern war bemüht, die 
Kolleginnen und Kollegen mit 
auf den Weg zu nehmen. Insbe
sondere Hintergründe und Zu
sammenhänge der politischen 
Ziele wurden von ihm erläutert. 
Für einen Vortrag zum DPolG
Rechtsschutz hatte Eberhard 
Wetzel die Justiziarin und Ge

schäftsführerin der DPolG Ba
denWürttemberg, Sarah Lei
nert eingeladen. Mit ihrem 
interessanten Vortrag konnte 
sie nicht nur über aktuelle Ent
wicklungen berichten, sondern 
auch den gewerkschaftlichen 
Rechtsschutz erklären.

Am Nachmittag stand der Be
zirksverband Offenburg und 
damit die dortigen Herausfor
derungen auf der Tagesord
nung. Positive Mitgliederent

wicklungen und ein großer 
Zuspruch der Mitglieder ma
chen zuversichtlich, dass das 
Bemühen der ehrenamtlich 
 Aktiven auch wahrgenommen 
wird. Der Bezirksverband ge
währleistet eine optimale Be
treuung. Aber er ist auch ein 
politischer Bezirksverband, der 
sich einmischt, politische Kon
takte pflegt und diese nutzt. 
So stellt man sich eine gute Ar
beit in einem Bezirksverband 
vor. 

 < Der Bezirksvorstand Offenburg mit seinen Referenten.

Julian Pels (JUNGE POLIZEI) im Gespräch  
mit Dominik Apel (Junge Union)
Zu einem interessanten Infor
mationsaustausch trafen sich 
der stellvertretende Landes
vorsitzende der JUNGEN POLI
ZEI, Julian Pels, und das Mit
glied im Landesvorstand der 
Jungen Union, Dominik Apel. 

Neben der aktuellen sicher
heitspolitischen Lage wurde 
insbesondere der bundesweite 
Personalmangel innerhalb der 
Sicherheitsbehörden ange
sprochen. Apel, welcher zudem 
Mitglied in der Bundeskommis

sion für Innenpolitik ist, beton
te, dass es eines der priorisier
ten Ziele der CDU ist, die Bun 
desbehörden durch 15 000 zu
sätzliche Stellen zu stärken. 
Auch ein neues Konzept zur 
 Zusammenarbeit der Behörden 
sei bereits geplant. 

Doch nicht nur personelle, 
auch materielle und rechtliche 
Unterstützung vonseiten der 
Innenpolitik wurden durch 
 Julian Pels angesprochen. Apel 

verwies hierzu auf die aktuel
len Pläne der CDU, welche nach 
der anstehenden Bundestags
wahl verwirklicht werden sol
len und welche sich in großen 
Teilen mit den Forderungen der 
DPolG decken.

Für die Zukunft wurde eine 
weitere enge Zusammenarbeit 
zwischen der Jungen Union 
und der JUNGEN POLIZEI ver
einbart und weitere Gespräche 
bereits terminiert.  

 < Julian Pels und Dominik Apel (von links)
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Wir trauern um

Franz Mollik,  
Göppingen

Florian Göppl,  
Böblingen/Leonberg

Jürgen Braun, Pforzheim

Heinrich Reuter,  
Bruchsal LFS

Einladung zur  
Jahreshauptversammlung 
der DPolG Mannheim

am 16. November 2017, 14 Uhr
im PSVSchützenhaus, Mannheim
Im Pfeifferswörth 17

Anträge zur Versammlung und Teilnehmerzusagen erbitten 
wir bis spätestens 2. November 2017 unter der EMailAdresse
mannheim.pp.dpolg.ma@polizei.bwl.de

Der Landesvorsitzende Ralf Kusterer hat sein Kommen zugesagt.

 Günter Troschka, 
 Kreisgeschäftsführer

Wir sind für Sie erreichbar:
Liebe DPolG-Mitglieder,

bitte teilen Sie alle persönlichen Veränderungen zu Ihrer Mitgliedschaft, wie zum Beispiel:
 > Adressänderung
 > Änderung Bankverbindung
 > Beförderung
 > Zurruhesetzung/Eintritt in die Rente
 > Elternzeit (Ruhen der Mitgliedschaft ohne Beitragszahlung)
 > Partnermitgliedschaft (beide sind Mitglied der DPolG und leben zusammen)
 > et cetera

der DPolGLandesgeschäftsstelle mit.

Ferner weisen wir ausdrücklich darauf hin, dass vor Inanspruchnahme eines Rechtsanwaltes 
ein entsprechender Antrag auf Rechtsschutz gestellt werden muss. Diesen Antrag auf 
Rechtsschutz geben Sie bei Ihrem Kreisverband vor Ort ab. Der Antrag kann im Internet un
ter www.dpolg-bw.de heruntergeladen werden.

Wir bitten auch darum, dass Sie uns Post für die DPolG BW nicht über die Dienstpost sen
den, sondern direkt an die DPolGGeschäftsstelle. Die Briefe kommen sonst zeitverzögert 
oder gar nicht bei uns an.

Deutsche Polizeigewerkschaft  
Landesverband Baden-Württemberg
Kernerstraße 5, 70182 Stuttgart 
Mail: info@dpolgbw.de 
Telefon: 0711/99 79 4740 
Telefax: 0711/99 79 47420

Neue Öffnungszeiten der  
DPolG-Landesgeschäftsstelle
Montag bis Donnerstag: 
8 Uhr bis 12 Uhr 
12.30 Uhr bis 16 Uhr

Freitag: 
8 Uhr bis 13 Uhr
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